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Stuttgart, 24. April 2024 

Mehrkostenklage der Deutschen Bahn zu Stuttgart 21 

Ein Lenkungskreis, der nicht lenkt – Milliarden einfach durchgereicht 

Am vierten Verhandlungstag beim Verwaltungsgericht Stuttgart zu den Finanzierungklagen der Bahn ge-

gen ihre Projektpartner zeigte sich einmal mehr deren kollektive Verantwortungslosigkeit: Nach Über-
schreitung der Finanzierungsobergrenze war einfach weitergebaut worden – ohne zu klären, wie die Kos-

ten zu verteilen wären. Zudem wurde deutlich: Alle Streitparteien stehen durch die zu verteilenden Kos-

ten am Rande des finanziellen Abgrunds – aber niemand hat die Berechtigung der immer weiter steigen-

den Kostenangaben der Bahn kontrolliert. 

Ein „Lenkungskreis“, der nicht lenkt 

Das ganze Projekt lief und läuft offenbar völlig unkontrolliert, denn der „Lenkungskreis“ hatte alle Kos-
tensteigerungen ungeprüft durchgewunken. Dies stellt sich heraus, als der Vorsitzende Richter Wolfgang 

Kern vom „Lenkungskreis“, wissen will, ob und in welcher Weise er die Kostenangaben der Bahn auf 
sachliche Richtigkeit und Notwendigkeit geprüft habe. Das Gremium aus hochrangigen Vertretern von 

Bahn, Land, Stadt und Region Stuttgart hätte aber eigentlich diese Aufgabe gehabt.  

Eine Versammlung von potenziellen Pleitiers 
Wie verantwortungslos diese Kontrollverweigerung auch für die Beteiligten selbst ist, zeigen deren Äuße-

rungen zu ihrer finanziellen Lage: Der Vertreter der Stadt Stuttgart erklärt, dass die Stadt mit der von der 
Bahn geforderten Summe von 1,3 Milliarden überfordert sei, sie hätte dann keine Mittel mehr für Investi-

tionen. Der Sprecher des Flughafens erklärt schlicht, die vom Flughafen geforderte Summe sei für diesen 

„existenzbedrohend“. Und die – mit 34 Milliarden verschuldete – Bahn erklärt euphemistisch, sie sei fi-

nanziell auch nicht „auf Rosen gebettet“. 

Juristische „Brüder Lustig“ 
Auch juristisch zieht sich Leichtfertigkeit durch die ganze S21-Geschichte: Der Anwalt der Bahn klagt, das 

Land könne doch keine „klaren Regelungen verlangen“, auf Basis eines „unklaren Vertrags“. Die Bahn 

hatte jedoch selbst eine Finanzierungsvereinbarung geschlossen, in der einfach offengelassen worden 
war, wer etwaige Mehrkosten trägt. 

Dazu passt auch, dass erst jetzt der Stuttgarter Stadtverwaltung einfällt, dass die von ihr mit der Bahn 

getroffene Finanzierungsvereinbarung kommunalrechtlich eventuell gar nicht zulässig und damit nichtig 
sein könne. 

Und dazu passt, dass die Bahn – wie in der Verhandlung vorgebracht wird – möglicherweise die Projekt-
kosten von Anfang an aus politischen Gründen schöngerechnet hatte und diese mindestens 2,2 Milliar-

den höher hätten angesetzt werden müssen.  

Martin Poguntke, einer der Sprecher des Aktionsbündnisses: „Es drängt sich der Eindruck auf, dass man 
ganz bewusst die Finanzierungsfragen nicht genau geregelt hat, um auf keinen Fall das Projekt zu gefähr-

den – weil es ja letztlich „nur“ öffentliche Gelder sind, die da verschleudert werden.“ 

Die Zeche zahlen auf jeden Fall die Bürgerinnen und Bürger 

Und Dieter Reicherter, ebenfalls Sprecher des Bündnisses: „Wie auch immer, die Zeche müssen am Ende 

die Bürgerinnen und Bürger zahlen. Auf deren Kosten lässt sich trefflich streiten. Bedauerlich, dass nicht die 
Verantwortlichen für die unklaren Verträge und das verkorkste Projekt persönlich zur Kasse gebeten wer-

den.“ 

In seiner Rede „Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser“ auf der 705. Montagsdemo am 29. April 2024 wird 

Dieter Reicherter dazu auf dem Schlossplatz aus dem Nähkästchen plaudern. 

Kontakt: Dieter Reicherter, 07192 930 522 oder 0151 263 711 31 

Martin Poguntke, 0151 403 602 56 
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